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1. Geltung  

1.1. Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (nachfol-
gend "AGB") der SECIT GmbH (nachfolgend „Auf-
tragnehmer“ genannt), gelten für alle Verträge über 
den Kauf und die Lieferung von Waren und Erbringung 
von Bauleistungen, die ein Verbraucher oder Unter-
nehmer (nachfolgend „Auftraggeber“ genannt) mit 
dem Auftragnehmer abschließt.  

1.2. Verbraucher im Sinne dieser AGB ist jede natürliche 
Person, die ein Rechtsgeschäft zu Zwecken ab-
schließt, die überwiegend weder ihrer gewerblichen 
noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zuge-
rechnet werden können (§ 13 BGB). Unternehmer im 
Sinne dieser AGB ist eine natürliche oder juristische 
Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, 
die bei Abschluss eines Rechtsgeschäfts in Ausübung 
ihrer gewerblichen oder selbständigen beruflichen Tä-
tigkeit handelt (§ 14 BGB). 
 

2. Angebot/Auftrag/Vertragsabschluss  

2.1. Geschäftsbedingungen des Auftraggebers oder Ände-
rungen bzw. Ergänzungen der AGB des Auftragneh-
mers bedürfen zu ihrer Geltung der ausdrücklichen 
schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

2.2. Zusagen, Zusicherungen und Garantien des Auftrag-
nehmers oder von diesen AGB abweichende Verein-
barungen im Zusammenhang mit dem Vertragsab-
schluss werden gegenüber Auftraggebern erst durch 
die schriftliche Bestätigung des Auftragnehmers ver-
bindlich.  

2.3. Zeichnungen, Berechnungen, Nachprüfungen von Be-
rechnungen, Kostenvoranschläge oder andere Unter-
lagen dürfen ohne die Zustimmung des Auftragneh-
mers weder vervielfältigt noch dritten Personen zu-
gänglich gemacht werden und sind bei Nichterteilung 
des Auftrages unverzüglich an den Auftragnehmer zu-
rückzugeben. 

2.4. Der Auftraggeber ermächtigt den Auftragnehmer, Un-
teraufträge zu erteilen und Waren für den Auftraggeber 
zu kaufen, die für den Auftrag notwendig sind. 

2.5. Sofern der bereits erteilte Auftrag durch den Auftrag-
geber vor endgültiger Durchführung des Auftrages 
durch den Auftragnehmer zurückgezogen wird, dem 
Auftragnehmer jedoch schon etwaige Kosten für die 
Bearbeitung des Auftrages entstanden sind, sind diese 
nach belegtem Aufwand durch den Auftraggeber zu er-
statten. 

2.6. Der Auftragnehmer ist 14 Tage an sein Angebot ge-
bunden. Anschließende Annahmen durch den Auftrag-
geber stellen ein neues Angebot dar und bedürfen der 
Annahme durch den Auftragnehmer. Weicht der Auf-
trag des Auftraggebers vom Kostenanschlag des Auf-
tragnehmers ab, so kommt ein Vertrag in diesem Falle 
erst mit der Bestätigung des Auftragnehmers zu-
stande.  

2.7. Der Auftraggeber hat die für die Ausführung der Leis-
tung notwendigen Unterlagen unentgeltlich und recht-
zeitig, d.h. mindestens 2 Wochen vor Erbringung der 
Leistung, zu übergeben. Wird die Frist versäumt und 
entstehen dadurch Verzögerungen, hat der Auftragge-
ber den hierdurch entstehenden Mehraufwand/Scha-
den zu tragen. 

2.8. Ist der Vertragspartner Unternehmer, hat er innerhalb 
der vorbezeichneten Frist ein vollständiges Leistungs-
verzeichnis über die vom Auftragnehmer zu erbringen-
den Leistungen inkl. Massen zu übersenden. 

2.9. Bei Werkleistungen ist der Auftraggeber verpflichtet, 
dass zur vereinbarten Leistungszeit Baufreiheit be-
steht. Der Auftraggeber hat den Lieferanten und den 
Auftragnehmer unverzüglich zu informieren, wenn die 
Baufreiheit nicht gegeben ist oder vollständig garan-
tiert werden kann. Fällt das Hindernis weg oder lässt 
sich der Termin der Wiedererlangung der Baufreiheit 
vorhersehen, so hat er den Auftragnehmer darüber un-
verzüglich zu unterrichten. Für die verspätete Auf-
nahme oder Wiederaufnahme der Arbeiten bei vom 
Auftraggeber verschuldeten Unterbrechung hat dieser 
dem Lieferanten und Auftragnehmer hierfür eine aus-
reichende Frist zu gewähren. 

 
3. Preise/Kostenvoranschlag  

3.1. Sämtliche Preise gegenüber Unternehmern verstehen 
sich als Nettopreise. Die gesetzliche Mehrwertsteuer 
bestimmt sich nach dem Zeitpunkt der Leistungserbrin-
gung. Preise gegenüber Verbrauchern werden als 
Bruttopreise angegeben. 

3.2. Wünscht der Auftraggeber eine verbindliche Preisan-
gabe, so bedarf es eines schriftlichen  

3.3. Kostenvoranschlages. Für die Erstellung eines or-
dentlichen Kostenvoranschlages wird ein besonderes 
Entgelt zwischen den Parteien vereinbart. Kommt es 
sodann zur Beauftragung des Auftragnehmers durch 
den Auftraggeber, werden die zuvor vereinbarten Kos-
ten für die Erstellung des Kostenvoranschlages ange-
rechnet.  

3.4. Preisangaben verstehen sich zuzüglich der jeweils gel-
tenden gesetzlichen Umsatzsteuer. Verpackungs-, 
Transport-. Verladungs- und Versandkosten sowie Zoll 
und Versicherung gehen zu Lasten des Auftraggebers. 

3.5. Die fach- und umweltgerechte Entsorgung von Altma-
terial hat der Auftraggeber zu veranlassen, soweit 
nichts anderes vereinbart wurde. Wird der Auftragneh-
mer gesondert hiermit beauftragt, ist dies vom Auftrag-
geber zusätzlich zu vergüten. 

3.6. Der Auftragnehmer ist berechtigt, wie auch auf Antrag 
des Auftraggebers verpflichtet, die vertraglich verein-
barten Entgelte anzupassen, wenn Änderungen im 
Ausmaß von zumindest 10 % hinsichtlich (a) der Lohn-
kosten durch Gesetz oder Verordnung oder (b) anderer 
zur Leistungserbringung notwendiger Kostenfaktoren 
wie Materialkosten aufgrund von Änderungen der nati-
onalen bzw. Weltmarktpreise für Rohstoffe, Änderun-
gen relevanter Wechselkurse, etc. seit Vertragsab-
schluss eingetreten sind. Die Anpassung erfolgt in dem 
Ausmaß, in dem sich die tatsächlichen Herstellungs-
kosten im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses ändern 
gegenüber jenen im Zeitpunkt der tatsächlichen Leis-
tungserbringung, sofern der Auftragnehmer sich nicht 
in Verzug befindet.  

3.7. Das Entgelt bei Dauerschuldverhältnissen wird als 
wertgesichert nach dem VPI 2015 vereinbart und es 
erfolgt dadurch eine Anpassung der Entgelte. Als Aus-
gangsbasis wird der Monat zu Grunde gelegt, in dem 
der Vertrag abgeschlossen wurde.  

3.8. Erfolgt die Abrechnung nach Aufmaßen, und ist eine 
gemeinsame Ermittlung der Aufmaße vereinbart, hat 
der Auftraggeber bei Fernbleiben trotz zeitgerechter 
Einladung zu beweisen, dass die ermittelten Ausmaße 
nicht richtig festgestellt wurden. 

 
4. Zahlung  

4.1. Die Rechnungen des Auftragnehmers sind 14Tage 
nach Rechnungsstellung fällig. 

4.2. Im Falle des Verzuges des Vertragspartners werden 
unter Vorbehalt der Geltendmachung eines weiteren 
Schadens Zinsen gemäß § 288 BGB berechnet. 

4.3. Soweit Vorauszahlungen zwischen Auftraggeber und 
Auftragnehmer vereinbart wurden, werden diese wie 
folgt fällig: 20 % bei Auftragserteilung, 30 % bei Mon-
tagebeginn und 50 % bei Anlagenübergabe. Werden 
die Vorauszahlungen nicht pünktlich geleistet, ist der 
Auftragnehmer berechtigt, seine weitere Tätigkeit ein-
zustellen bzw. bis zur Zahlung aufzuschieben.  

4.4. Bei Teilleistungen steht dem Auftragnehmer das Recht 
auf Verlangen entsprechender Teilzahlungen zu. 

4.5. Tritt der Auftraggeber vom Vertrag zurück, ohne dass 
der Auftragnehmer ihm einen Grund dazu gegeben 
hat, oder erklärt der Auftragnehmer den Rücktritt oder 
die Kündigung des Vertrages, aus Gründen, die vom 
Auftraggeber zu vertreten sind, so verpflichtet sich der 
Auftraggeber, die bereits angefallenen Kosten sowie 
den entgangenen Gewinn mit einem Pauschalbetrag 
von max. 15 % des vereinbarten Werklohns zu vergü-
ten. Dem Auftraggeber bleibt der Nachweis vorbehal-
ten, dass Kosten und Gewinn nicht oder nicht in dieser 
Höhe entstanden bzw. entgangen sind. Danach erfolgt 
die Berechnung nur in nachgewiesener Höhe. 

4.6. Zu einer Aufrechnung ist der Auftraggeber nur berech-
tigt, wenn die Gegenforderung unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt worden ist. 

 
5. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers  

5.1. Die Pflicht des Auftragnehmers zur Leistungsausfüh-
rung beginnt frühestens, sobald der Auftraggeber alle 
baulichen, technischen sowie rechtlichen Vorausset-
zungen zur Ausführung geschaffen hat, die im Vertrag 
oder in vor Vertragsabschluss dem Auftraggeber erteil-
ten Informationen umschrieben wurden oder der Auf-
traggeber aufgrund einschlägiger Fachkenntnis oder 
Erfahrung kennen musste.  

5.2. Insbesondere hat der Auftraggeber vor Beginn der 
Leistungsausführung die nötigen Angaben über die 

Lage verdeckt geführter Strom-, Gas- und Wasserlei-
tungen oder ähnlicher Vorrichtungen, Fluchtwege, 
sonstige Hindernisse baulicher Art, sonstige mögliche 
Störungsquellen, Gefahrenquellen sowie die erforder-
lichen statischen Angaben und allfällige diesbezügli-
che projektierte Änderungen unaufgefordert zur Verfü-
gung zu stellen. 

5.3. Kommt der Auftraggeber dieser Mitwirkungspflicht 
nicht nach, ist – ausschließlich im Hinblick auf die in-
folge falscher Auftraggeber-Angaben nicht voll gege-
bene Leistungsfähigkeit – die Leistung des Auftrag-
nehmers nicht als mangelhaft zu bewerten.  

5.4. Der Auftraggeber hat die erforderlichen Bewilligungen 
Dritter sowie Meldungen und Bewilligungen durch Be-
hörden (z. B. Anmeldung Strombezug) auf seine Kos-
ten zu veranlassen.  

5.5. Die für die Leistungsausführung erforderliche(n) Ener-
gie und Wassermengen sind vom Auftraggeber auf 
dessen Kosten beizustellen.  

5.6. Ebenso haftet der Auftraggeber dafür, dass die techni-
schen Anlagen, wie etwa Zuleitungen, Verkabelungen, 
Netzwerke und dergleichen in technisch einwandfreien 
und betriebsbereiten Zustand sowie mit den vom Auf-
tragnehmer herzustellenden Werken oder Kaufgegen-
ständen kompatibel sind. Der Auftragnehmer ist be-
rechtigt, aber nicht verpflichtet, diese Anlagen gegen 
gesondertes Entgelt zu überprüfen. 

5.7. Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer für die Zeit 
der Leistungsausführung kostenlos Räume für den 
Aufenthalt der Arbeiter sowie für die Lagerung von 
Werkzeugen und Materialien zur Verfügung zu stellen. 

 
6. Leistungsausführung  

6.1. Der Auftragnehmer ist lediglich dann verpflichtet, nach-
trägliche Änderungs- und Erweiterungswünsche des 
Auftraggebers zu berücksichtigen, wenn sie aus tech-
nischen Gründen erforderlich sind, um den Vertrags-
zweck zu erreichen. 

6.2. Kommt es nach der Auftragserteilung aus unterschied-
lichen Gründen zu einer Abänderung oder Ergänzung 
des Auftrages, so verlängert sich die Liefer-/Leistungs-
frist um einen angemessenen Zeitraum. 

6.3. Wünscht der Auftraggeber nach Vertragsabschluss 
eine Leistungsausführung innerhalb eines kürzeren 
Zeitraums, stellt dies eine Vertragsänderung dar. Hier-
durch können Überstunden notwendig werden, durch 
die Beschleunigung der Materialbeschaffung Mehrkos-
ten auflaufen und/oder sich das das Entgelt im Verhält-
nis zum notwendigen Mehraufwand erhöhen. Die an-
fallenden Kosten im Rahmen einer Vertragsänderung 
hat der Auftraggeber zu tragen.  

 
7. Leistungsfristen und Termine 

7.1. Der Auftraggeber hat gegen den Auftragnehmer kei-
nen Anspruch auf Schadensersatz aufgrund nicht ein-
gehaltener Fristen und Termine, die dadurch entste-
hen, dass ein Fall von höherer Gewalt, Streik, nicht 
vorhersehbarer und vom Auftragnehmer nicht ver-
schuldeter Verzögerung der Zulieferer des Auftragneh-
mers oder sonstiger vergleichbarer Ereignisse, die 
nicht im Einflussbereich des Auftragnehmers liegen (z. 
B. schlechte Witterung), vorliegt. Gleiches gilt bei Ver-
zögerungen bzw. nicht eingehaltener Fristen und Ter-
mine, die der Auftraggeber zu vertreten hat. Führen die 
vorgenannten Umstände dazu, dass dem Auftragneh-
mer die Vertragserfüllung unzumutbar wird, ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, vom Vertrag zurück zu treten.  

7.2. Werden der Beginn der Leistungsausführung oder die 
Ausführung aufgrund der durch den Auftraggeber zu-
zurechnenden Umstände verzögert oder unterbro-
chen, insbesondere aufgrund der Verletzung der Mit-
wirkungspflichten gemäß Ziff. 5. dieser AGB, so wer-
den Leistungsfristen entsprechend verlängert und ver-
einbarte Fertigstellungstermine entsprechend hinaus-
geschoben.  

 
8. Hinweis auf Beschränkung des Leistungsumfan-

ges 

8.1. Im Rahmen von Montage- und Instandsetzungsarbei-
ten können Schäden (a) an bereits vorhandenen 
(Rohr-)Leitungen, Geräten als Folge nicht erkennbarer 
(insbesondere baulicher) Gegebenheiten oder Materi-
alfehler des vorhandenen Bestands (b) bei Stemmar-
beiten in bindungslosem Mauerwerk entstehen. Solche 
Schäden sind von dem Auftragnehmer nur zu 
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verantworten, wenn dieser oder seine Erfüllungsgehil-
fen die Schäden schuldhaft verursacht haben.  

 
9. Annahmeverzug  

9.1. Im Falle von Annahmeverzug des Auftraggebers ist der 
Auftragnehmer berechtigt, die Ware beim Auftragneh-
mer einzulagern, wofür dem Auftragnehmer eine La-
gergebühr in Höhe von EUR 25 pro Tag zusteht.  

9.2. Davon unberührt bleibt das Recht des Auftragneh-
mers, das Entgelt für erbrachte Leistungen fällig zu 
stellen und nach angemessener Nachfrist vom Vertrag 
zurückzutreten. Schadensersatzansprüche des Auf-
tragnehmers bleiben unberührt. 

 
10. Eigentumsvorbehalt  
10.1. Die vom Auftragnehmer gelieferte, montierte oder 

sonst übergebene Ware bleibt bis zur vollständigen 
Bezahlung im Eigentum des Auftragnehmers. 

10.2. Eine Weiterveräußerung ist nur zulässig, wenn dem 
Auftragnehmer diese rechtzeitig vorher unter Angabe 
des Namens und der Anschrift des Käufers bekanntge-
geben wurde und der Auftragnehmer der Veräußerung 
zustimmt. 

10.3. Bis zur vollständigen Bezahlung aller Forderungen des 
Auftragnehmers darf der Leistungs-/Kaufgegenstand 
weder verpfändet, sicherungsübereignet oder sonst 
wie mit Rechten Dritter belastet werden. Bei Pfändung 
oder sonstiger Inanspruchnahme ist der Auftraggeber 
verpflichtet, auf das Eigentumsrecht des Auftragneh-
mers hinzuweisen und den Auftragnehmer unverzüg-
lich zu verständigen.  

 
11. Geistiges Eigentum  

11.1. Pläne, Skizzen, Kostenvoranschläge und sonstige Un-
terlagen, die vom Auftragnehmer beigestellt wurden, 
bleiben geistiges Eigentum des Auftragnehmers. 

11.2. Die Verwendung solcher Unterlagen außerhalb der be-
stimmungsgemäßen Nutzung, insbesondere die Wei-
tergabe, Vervielfältigung, Veröffentlichung und Zur-
Verfügung-Stellung einschließlich auch nur auszugs-
weisen Kopierens, bedarf der ausdrücklichen Zustim-
mung des Auftragnehmers. 

11.3. Der Auftraggeber verpflichtet sich zur Geheimhaltung 
des ihm aus der Geschäftsbeziehung zugegangenen 
Wissens Dritten gegenüber. 

 
12. Haftung / Verjährung / Rücktritt 

12.1. Der Auftragnehmer ist zur Nacherfüllung in Form einer 
Mangelbeseitigung oder Lieferung einer mangelfreien 
Sache berechtigt. Dem Auftragnehmer steht das Recht 
zu, die Nacherfüllung zwei Mal durchzuführen. Danach 
kann der Auftraggeber nach seiner Wahl, Rücktritt oder 
Minderung nach den gesetzlichen Bestimmungen ver-
langen. 

12.2. Die Haftung des Auftragnehmers für vertragliche 
Pflichtverletzungen sowie aus Delikt ist auf Vorsatz 
und grobe Fahrlässigkeit beschränkt. Dies gilt nicht bei 
Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit des 
Käufers, Ansprüche wegen der Verletzung von Kardi-
nalpflichten, d.h. von Pflichten, die sich aus der Natur 
des Vertrages ergeben und bei deren Verletzung die 
Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist sowie 
dem Ersatz von Verzugsschäden (§ 286 BGB). Der 
Haftungsausschluss umfasst auch Ansprüche gegen 
Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Auf-
tragnehmers. 

12.3. Ist für Mängelansprüche keine Verjährungsfrist separat 
vereinbart, so beträgt sie für Bauwerke 3 Jahre, für Ar-
beiten an anderen Werken, deren Erfolg in der Herstel-
lung, Wartung oder Veränderung einer Sache besteht, 
2 Jahre. Ist für Teile von maschinellen und elektrotech-
nischen/elektronischen Anlagen oder Teilen davon, bei 
denen die Wartung Einfluss auf Sicherheit und Funkti-
onsfähigkeit hat, nichts anderes vereinbart, beträgt für 
diese Anlagenteile die Verjährungsfrist für Mängelan-
sprüche 2 Jahre. 

12.4. Die Verjährungsfrist beginnt bei Werkverträgen mit der 
Abnahme der gesamten Leistung; nur für in sich abge-
schlossene Teile der Leistung beginnt sie mit der Teil-
abnahme. 

12.5. Die Behebungen eines vom Auftraggeber behaupteten 
Mangels stellen kein Anerkenntnis dieses vom Auftrag-
geber behauptenden Mangels dar. 

12.6. Sind die Mängelbehauptungen des Auftraggebers un-
berechtigt, ist der Auftraggeber verpflichtet, dem Auf-
tragnehmer entstandene Aufwendungen für die Fest-
stellung der Mängelfreiheit oder Fehlerbehebung zu 
ersetzen. 

12.7. Die Gewährleistung ist ausgeschlossen, wenn die 
technischen Anlagen des Auftraggebers wie etwa Zu-
leitungen, Verkabelungen u. ä. nicht in technisch ein-
wandfreiem und betriebsbereitem Zustand oder mit 
den gelieferten Gegenständen nicht kompatibel sind, 
soweit dieser Umstand kausal für den Mangel ist.  

12.8. Der Auftragnehmer ist zum Rücktritt vom Vertrag be-
rechtigt, wenn der Auftraggeber über sein Vermögen 
einen Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
gestellt, eine eidesstattliche Versicherung nach § 807 
ZPO abgegeben oder das Insolvenzverfahren über 
sein Verfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels 
Masse abgelehnt worden ist. Der Auftragnehmer ist 
ferner zum Rücktritt berechtigt, wenn er trotz vorheri-
gen Abschlusses eines Einkaufsvertrags und trotz Ab-
schlusses eines Deckungsgeschäfts den Liefergegen-
stand nicht erhält. Der Auftragnehmer wird den Auf-
traggeber über die ausgebliebene Selbstlieferung un-
verzüglich informieren und im Falle eines Rücktritts 
eine bereits enthaltene Gegenleistung zurückerstatten.  

 
13. Datenschutz 

Der Auftragnehmer speichert und nutzt personenbezo-
gene Daten des Auftraggebers zur Abwicklung und Er-
füllung der abgeschlossenen Verträge. Die Daten wer-
den außerdem zur weiteren Pflege der Geschäftsbe-
ziehung mit dem Auftraggeber verwendet, soweit die-
ser nicht § 28 IV BDSG widerspricht. 

 
14. Salvatorische Klausel 

14.1. Sollten einzelne Teile dieser AGB unwirksam sein, so 
wird dadurch die Gültigkeit der übrigen Teile nicht be-
rührt. 
 

15. Allgemeines 

15.1. Es gilt deutsches Recht. 
15.2. Gerichtsstand für alle sich aus dem Vertragsverhältnis 

oder künftigen Verträgen zwischen uns und dem unter-
nehmerischen Auftraggeber ergebenden Streitigkeiten 
ist das für den Sitz des Auftragnehmers in Eschborn 
örtlich zuständige Gericht.  

15.3. Die derzeit herrschende Ungewissheit auf Grund der 
Corona Pandemie (höhere Gewalt) ist dem Auftragge-
ber und dem Auftragnehmer bewusst. Dies wird in die 
Geschäftsgrundlage mit einbezogen. Der Auftraggeber 
erklärt ausdrücklich, dass er mit den Rechtsfolgen bei 
Annahmeverzug (insbesondere gemäß Ziffer 9.) ein-
verstanden ist. 
 

16. Widerrufsrecht 

16.1. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei folgenden Verträ-
gen: 

 
• Verträge zur Lieferung von Waren, die nicht 

vorgefertigt sind und für deren Herstellung eine 
individuelle Auswahl oder Bestimmung durch 
den Verbraucher maßgeblich ist oder die ein-
deutig auf die persönlichen Bedürfnisse des 
Verbrauchers zugeschnitten sind, 

• Verträge zur Lieferung von Waren, wenn diese 
nach der Lieferung auf Grund ihrer Beschaffen-
heit untrennbar mit anderen Gütern vermischt 
wurden, 

• Verträge, bei denen der Verbraucher den Un-
ternehmer ausdrücklich aufgefordert hat, ihn 
aufzusuchen, um dringende Reparatur- oder 
Instandhaltungsarbeiten vorzunehmen; dies 
gilt nicht hinsichtlich weiterer bei dem Besuch 
erbrachter Dienstleistungen, die der Verbrau-
cher nicht ausdrücklich verlangt hat, oder hin-
sichtlich solcher bei dem Besuch gelieferter 
Waren, die bei der Instandhaltung oder Repa-
ratur nicht unbedingt als Ersatzteile benötigt 
werden. 
 

16.2. Das Widerrufsrecht erlischt bei einem Vertrag zur Er-
bringung von Dienstleistungen und Werkleistungen 
auch dann, wenn der Unternehmer die Dienstleistung 
oder Werkleistung vollständig erbracht hat und mit der 

Ausführung der Dienstleistung oder Werkleistung erst 
begonnen hat, nachdem der Verbraucher dazu seine 
ausdrückliche Zustimmung gegeben hat und gleichzei-
tig seine Kenntnis davon bestätigt hat, dass er sein Wi-
derrufsrecht bei vollständiger Vertragserfüllung durch 
den Unternehmer verliert. Bei einem außerhalb von 
Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag muss die 
Zustimmung des Verbrauchers auf einem dauerhaften 
Datenträger übermittelt werden. 

 
Widerrufsrecht bei Dienstleistungen und Werkleis-
tungen: 
 
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne An-
gabe von Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. 
 
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag 
des Vertragsabschlusses. Um Ihr Widerrufsrecht aus-
zuüben, müssen Sie uns 
 
SECIT GmbH  
Liebigweg 5 
65760 Eschborn 
Internet:    www.secit-gmbh.de 
Email:        info@secit-gmbh.de 
Festnetz.:  +49 6196 9215995  
Mobil:   +49  179 174 4422 
  
mittels einer eindeutigen Erklärung (z. B. ein mit der 
Post versandter Brief, Telefax oder E-Mail) über Ihren 
Entschluss, diesen Vertrag zu widerrufen, informieren.  
 
Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufsfor-
mular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist.  
 
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie 
die Mitteilung über die Ausübung des Widerrufsrechts 
vor Ablauf der Widerrufsfrist absenden. 
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SECIT GmbH 
 
Folgen des Widerrufs 
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus 
ergeben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns angebotene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich und spätestens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag 
zurückzuzahlen, an dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns eingegangen ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der ursprüng-
lichen Transaktion eingesetzt haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung Entgelte berechnet. 
 
Haben Sie verlangt, dass die Dienstleistungen bzw. Werkleistungen während der Widerrufsfrist beginnen soll, so haben Sie uns einen angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis 
zu dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des Widerrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten Dienstleistungen bzw. Werkleistungen im Vergleich zum 
Gesamtumfang der im Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen bzw. Werkleistungen entspricht.  
 
Sie müssen uns im Falle des Widerrufs alle Leistungen zurückgeben, die Sie bis zum Widerruf von uns erhalten haben. Ist die Rückgewähr einer Leistung ihrer Natur nach ausgeschlossen, 
lassen sich etwa verwendete Baumaterialien nicht ohne Zerstörung entfernen, müssen Sie Wertersatz dafür bezahlen. 
 
Ende der Widerrufsbelehrung 

 
Muster-Widerrufsformular 

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus und senden Sie es zurück.) 

SECIT GmbH  
Liebigweg 5 
65760 Eschborn 
Internet:    www.secit-gmbh.de 
Email:        info@secit-gmbh.de 
Festnetz.:  +49 6196 9215995  
Mobil:   +49 179 174 4422 
 
Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den Kauf der folgenden Waren (*)/die Erbringung der folgenden Leistungen: 

Bestellt am / erhalten am  

______________________________ 

Name des/der Verbraucher(s): 

______________________________ 

Anschrift des/der Verbraucher(s):  

 ______________________________ 

______________________________ 

Unterschrift des/der Verbraucher(s):   

______________________________ 

Datum:   

______________________________ 

 

 


